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Vielmehr wurde — wie ein inhaltlicher Vergleich des § 16 
Abs. 3 PrämienVO 1971 mit § 6 Abs. 2 PrämtenVO 1972 
zeigt — klargestellt, daß der Rechtsanspruch auf Jahres
endprämie auch in den Fällen ausgeschlossen ist, in denen 
der Werktätige zum Zeitpunkt der Auszahlung noch nicht 
rechtskräftig wegen eines Verbrechens zur Verantwortung 
gezogen bzw. wegen schwerwiegender Verletzung der 
Staats- und Arbeitsdisziplin fristlos entlassen wurde, aber 
in denen doch zu diesem Zeitpunkt bereits konkrete An
haltspunkte hierfür Vorlagen, die sich später bestätigen 
und deshalb zur fristlosen Entlassung bzw. zur Verurtei
lung wegen eines Verbrechens führen.

Was insoweit aber für den gesetzlichen Ausschluß des 
Rechtsanspruchs auf Jahresendprämie nach § 6 Abs. 2 der 
PrämienVO 1972 gilt, trifft — bezogen auf den Zeitpunkt 
der Auszahlung — auch auf die Fälle nach § 5 Abs. 4 der
1. DB zur PrämienVO 1972 zu.

Es war somit im vorliegenden Fall geboten, die vom 
Kläger im Januar 1979 begangenen und zum Zeitpunkt der 
Auszahlung der Jahresendprämie 1978 dem Betrieb auch 
bekannten Straftaten als für den Rechtsanspruch auf Jah
resendprämie rechtlich relevant zu bewerten, was das 
Kreisgericht verkannt hat. Insoweit ist die vom Kreisge
richt vertretene Auffassung auch zutreffend vom Bezirks
gericht korrigiert worden, das in Übereinstimmung mit 
den vorstehenden Ausführungen des erkennenden Senats 
die vom Kläger im Januar 1979 begangenen Straftaten 
durchaus als einen gerechtfertigten Grund zur Differenzie
rung der Jahresendprämie für 1978 betrachtete.

Was allerdings die vom Bezirksgericht vorgenommene 
Differenzierung im konkreten Fall — und damit die unter
2. erwähnte Fragestellung — anbetrifft, beruhen seine 
Überlegungen offenbar auf bisher dazu vertretenen Rechts
auffassungen — so u. a. in NJ 1976, Heft 13, S. 400 —, denen 
aus heutiger Sicht nicht mehr zugestimmt wird und die 
deshalb der Korrektur bedürfen. Richtig ist insoweit, daß 
die PrämienVO 1972 in § 6 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 grundsätz
lich auf eine Mindesthöhe der Jahresendprämie im Um
fang eines Drittels eines durchschnittlichen Monatsver
dienstes orientier und damit verdeutlicht, daß die Zah
lung eines unterhalb dieses Drittels liegenden Betrags als 
Jahresendprämie im allgemeinen dem Charakter der Jah
resendprämie widerspricht. Indes kann daraus nicht gefol
gert werden, daß — von den Fällen anteiliger Jahresend
prämie abgesehen — unbeschadet der Schwere von Ver
letzungen der staatsbürgerlichen Pflichten oder der sozia
listischen Arbeitsdisziplin unter den Voraussetzungen des 
§ 5 Abs. 4 der 1. DB zur PrämienVO 1972 immer eine Jah
resendprämie in Höhe von mindestens einem Drittel des 
durchschnittlichen Monatsverdienstes garantiert wird.

Vielmehr besteht in solchen Fällen überhaupt kein 
Rechtsanspruch auf Jahresendprämie, sofern unter Beach
tung aller Umstände eine differenziert gewährte Jahres
endprämie selbst in diesem Umfang nicht gerechtfertigt 
wäre.

Mit Rücksicht auf die vom Bezirksgericht vorgenom
mene Bewertung und richtig eingeschätzte Schwere der 
vom Kläger begangenen Straftaten wäre somit vom Be
zirksgericht der in Übereinstimmung mit der BGL getrof
fenen Entscheidung des Betriebsdirektors zuzustimmen ge
wesen, dem Kläger für 1978 keine Jahresendprämie zu 
gewähren. Diese betriebliche Maßnahme war gerechtfer
tigt, sie stand mit den Differenzierungsprinzipien nach § 5 
Abs. 4 der l.DB zur PrämienVO 1972 im Einklang und 
wird dem mit der Gewährung der Jahresendprämie ver
folgten Anliegen gerecht.

Familienrecht §

§ 39 FGB; OG-Richtlinie Nr. 24.
1. Nach § 39 FGB ist das Vermögen der Ehegatten zu ver
teilen, das im Zeitpunkt der Rechtskraft der Ehescheidung

vorhanden ist. Das schließt nicht aus, Verfügungen eines 
oder beider Ehegatten über gemeinschaftliche Vermögens
werte, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Ehe
verfahren getroffen werden, auf ihre tatsächlichen und 
rechtlichen Auswirkungen für das gemeinschaftliche Eigen
tum und Vermögen und dessen Verteilung besonders zu 
prüfen.
2. Beträge, die unmittelbar in der Zeit vor der rechtskräf
tigen Ehescheidung nachweisbar noch für die Familie ver
braucht wurden und ihrer bisherigen Lebenshaltung an
gemessen entsprechen, können nicht in die Ermittlung des 
gemeinschaftlichen Vermögens einbezogen werden. Über
steigen die Ausgaben dagegen die bisherige Lebenshal
tung der Familie wesentlich, wurden mit gemeinschaftli
chen Mitteln erhebliche Ausgaben für persönliche Be
dürfnisse eines Ehegatten bestritten oder persönliche Ver
bindlichkeiten eines Ehegatten erfüllt, können diese Um
stände ungleiche Anteile bei der Vermögens Verteilung 
begründen.
OG, Urteil vom 5. August 1980 — 3 OFK 16/80.

Der Klägerin wurden im Eheverfahren das Erziehungsrecht 
für die zwei Kinder übertragen und die Rechte an der 
Ehewohnung zugesprochen.

Im anschließenden Vermögensverteilungsverfahren hat 
das Kreisgericht der Klägerin die meisten Einrichtungs
gegenstände der früheren Ehewohnung und dem Verklag
ten den Pkw „Trabant“, die Stereoanlage und die Garage 
in Alleineigentum übertragen. Werterstattungsansprüche 
des Verklagten wurden abgewiesen.

Mit der Berufung begehrte die Klägerin das Allein
eigentum an der Garage und die Anrechnung von Geld, das 
von ihr in die Ehe eingebracht bzw. das während der Ehe 
gespart wurde. Sie hat insbesondere vorgebracht, daß der 
Verklagte die Garage seit November 1977 selten nutzte, da 
er in einem anderen Ort wohne. Die Garage befände sich 
in der Nähe der Ehewohnung. Unverständlich sei, daß die 
gesparten Gelder nicht berücksichtigt würden. Sie könne 
nachweisen, daß sie 4 000 M für die Familie ausgegeben 
habe. Dagegen sei die Aufstellung des Verklagten über die 
Verwendung von 8 000 M unrichtig.

Das Bezirksgericht hat die Berufung der Klägerin als 
offensichtlich unbegründet abgewiesen. Es hat ausgeführt: 
Bei der Verteilung des Eigentums seien die Lebensverhält
nisse der Prozeßparteien, insbesondere' die der Klägerin 
und der bei ihr lebenden Kinder, und der Grundsatz be
achtet worden, daß die Verteilung ausreichend vorhandener 
Sachwerte in einer Weise erfolgen solle, die die Festlegung 
von Erstattungsbeträgen ausschließt. Die Klägerin sei auf 
die Haushaltsgegenstände angewiesen. Die Übertragung 
von Pkw und Garage auf den Verklagten sei zweckmäßig.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
(Es folgen zunächst Ausführungen zu den Voraussetzungen 
der Abweisung einer Berufung wegen offensichtlicher Un
begründetheit. Vgl. dazu die Urteile des Obersten Gerichts 
vom 1. Juni 1976 - 1 OFK 7/76 - [NJ 1976, H e f t  21, S. 658], 
vom 7. September 1976 - 1 OFK 14/76 - [NJ 1976, H e f t  24,
S. 756], vom 15. Mai 1979 - 2 OZK 12/79 - [NJ 1979, 
H e f t  10, S. 466] und vom 16. Oktober 1979 - 3 OFK 35/79 
- [NJ 1980, H e f t  2, S. 88].)
Das Bezirksgericht hat bei seiner Entscheidung über die 
Berufung der Klägerin nicht beachtet, daß im Verfahren 
vor dem Kreisgericht wesentliche Umstände für die Ent
scheidung nicht aufgeklärt wurden und die rechtliche 
Beurteilung nicht beanstandungsfrei ist. Bereits im Ehe
verfahren hat die Klägerin darauf hingewiesen, daß der 
Verklagte bei der Trennung der Prozeßparteien die ge
meinsamen Ersparnisse an sich genommen und darüber 
verfügt habe. Ihr Antrag auf Festlegung ungleicher Anteile 
gemäß § 39 Abs. 2 FGB wurde u. a. mit der Verwendung 
von etwa 8 000 M durch den Verklagten begründet.

Grundsätzlich ist gemäß § 39 FGB das Vermögen der 
Ehegatten zu verteilen, das im Zeitpunkt der Rechtskraft


